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"Stiftung Anerkennung und Hilfe"

A. Problem

?iTLSJ^a,t^?Jä.T-2?'. 1l'2,ci1, ? dem Beitrittdes Landes Bremen der Verwaltungsvereinbarung
li?lr-?e. J??c, htur^J!lr\ LS Hi.lfesystems für Menschen, die als Kinder oder Jugendliche in den
^SL1949_bi!3 1975(Bundesrepublik Deutschland bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären
Enrichtungen der Behin(jertenhilfe oder in psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht er-

[ hab.en,ZLIgestimmtuncl die.senatorin für Soziales, Frauen, Integration und Sport e'rmach-
tigt die Verwaltungsvereinbarung für das Land Bremen zu unterzeichnen.

B. Lösung

D'lverabschieclete., Beschluissvorla. 9e des Senats zur "Stiftung Anerkennung und Hilfe" mit An-
n wird der staatlichen Deputation für Soziales Jugend und Integration, der staatlichen'De^

putation furGesundheit und Verbraucherschutz und der staatlichen"Deputation Wirtschaft, Ar"-
S? u^_H?fe^z, ur. Kenntni. s 9e?eben- Die Vorbereitungen zur Umsetzung der Stiftung auf Bun-

s-, Land- und kommunaler Ebene mit Start zum 1. 1. 2017 werden zurzeit'getrofferL
C. Alternativen
Werden nicht empfohlen.

SL ?r-T-nL ZJ^.HT-^pers, on^lwirts-chaftNche Auswirkungen / Gender Prüfung
Die Berichterstattung hat keine finanziellen und personalwirtschaftlichenAuswirkungen.
E. Beteiligung / Abstimmung
Die beiliegende Senatsvorlage ist mit allen beteiligten Ressorts abgestimmt.
F 1 Beschlussvorschlag
Dne-, staatl. i?e. D^pl!tatlon. fül'sozialesl 'Jugend und Integration nimmt die Senatsvorlage vom

1. 2016 zur Stiftung Anerkennung und Hilfe und der'damit verbundenen,
das Land Bremen zur Kenntnis.



F2 Beschlussvorschlag
D<l>e.staatl.i?eD^p^atk)nfü'",Gesundheit undVerbraucherschut2 nimmt die Senatsvorlage vom

l . 2016 zur Stiftung Anerkennung und Hilfe und der damit verbundenen ÄufaabensT
das Land Bremen zur Kenntnis.

F 3 Beschlussvorschlag
oDle staatliche_Deputation fürwirtschaft, Arbeit und Häfen nimmt die Senatsvorlage vom
29. n. 2016 zur Stiftung Anerkennung und Hilfe und der damit verbundenen''Aui faa'benst'

das Land Bremen zur Kenntnis.

Anlage
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Neufassung
Vorlage für die Sitzung des Senats am 29. November 2016

Stiftung Anerkennung und Hilfe

A. Problem

Auf der Grundlage des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 7. Juli 2011 "Opfern
von Unrecht und Misshandlungen in der Heimerziehung wirksam helfen"
(Bundestagsdrucksache 17/6143) haben die Bundesregierung und die Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz Saarland und Schleswig-Holstein die Vereinbarung über die
Errichtung, Finanzierung und Verwaltung des Fonds "Heimerziehung in der Bundesrepublik
in den Jahren 1949 bis 1975" sowie die Bundesregierung und die Länder Berlin,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt'und die Freistaaten Sachsen'und
Thüringen die Vereinbarung über die Errichtung, Finanzierung und Verwaltung des "Fonds
"Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990" abgeschlossen.
Leistungen der beiden vorgenannten Fonds standen jedoch nicht für Personen zur
Verfügung, die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis 1975 (Bundesrepublik
Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in Einrichtungen der Behindertenhilfe'ode7in
psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht erfahren haben. Vor diesem Hintergrund
haben die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales
aller Länder auf Anregung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in mehreren
Beschlüssen (vergleiche TOP 5. 17 der 90. ASMK 2013, TOP 5. 2a der QI^ASMK 2014,'TOP
5. 9 der 92. ASMK 2015) ein weiteres Hilfesystem vorgeschlagen, das diese Lücke schließen
soll.

Auf der Grundlage der vorgenannten Beschlüsse der ASMK befasste sich die Konferenz der
Chefir^ und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder (CdSK) am 7. Mai ~2Ö15 mit
dem Thema. Durch Beschluss wurde festgestellt, dass der Respekt vor dem Schicksal der
Betroffenen, das mit dem der Betroffenen der ehemaligen Heimerziehung vergleichbarsei,
^.s^eo, ^der!.ich mache- "in gemeinsamer Verantwortung Wege der Aufarbeitung und
finanzieller Anerkennung des Leides sowie der Abmilderung von" Folgeschäden"'zu flnden"
^. i.t-???io.nsüberg''e?en.dem Beschluss vom 7- Juli 2011 hat der Deutsche Bundestag'die
BU?c?s. re^erung. a.uJgeforclert'in Abstimmung mit den Bundesländern Regelungen zu'fmden
und_Betroffenen Hilfe zukommen zu lassen, die als Kinder und Jugendliche in den Jahren
J949bis 1975 (BRD) bzw. 1949 bis 1990 (DDR) in stationären Einrichtungen der
Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht
erfahren haben. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat diesen
?-s?^s.s auf9e9riffen und gemeinsam mit Ländern und Kirchen einen Lösungsweg
erarbeitet: So wird zum 1. Januar 2017 ein Hilfesystem mit einer Laufzeit von fünf^ahre"
errichtet - in Form der Stiftung "Anerkennung und Hilfe". Eine Arbeitsgruppe bestehend"aus
Vertreter/innen des Bundes (BMAS), "Bundesministerium für" Gesundheit ~(B~MG^
Bundesministerium für Finanzen (BMF)), der Länder (u. a. Arbeits-l-"unci
ä^Lm.inlsler^onf?renz , -(^.S.MK)' . Jugend- und Familienministerkonferenz-"(JFM'K^
Finanzministerkonferenz (FMK) sowie der Kirchen (hier Evangelische Kirche in Deutschland



sowie die (Erz-) Bistümer der Katholische Kirche im Bundesgebiet) hat die notwendigen
Vorarbeiten geleistet. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend war
beratend beteiligt.

B. Lösung

Die Stiftung soll in Ergänzung der gesetzlichen Sozialleistungssysteme dazu dienen, das
erlittene Leid und Unrecht der Betroffenen anzuerkennen und die Betroffenen bei der
Bewältigung heute noch bestehender Folgewirkungen zu unterstützen. Ziel ist es, die
damaligen Verhältnisse und Geschehnisse öffentlich anzuerkennen, wissenschaftlich
aufzuarbeiten und das den Betroffenen widerfahrene Leid und Unrecht durch Gespräche
individuell anzuerkennen. Ferner sollen Betroffene finanzielle Unterstützungsleistungen
erhalten. Damit soll ein Beitrag zur Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen und
zur Befriedung geleistet werden.

Die Leistungen der Stiftung können Personen erhalten, die
. innerhalb bestimmter Altersgrenzen und
. innerhalb bestimmter Zeiträume

in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. stationären psychiatrischen
Einrichtungen untergebracht waren.

Zusätzlich müssen die Personen
.während der Unterbringung Leid und Unrecht erlebt haben und
.aus diesem Grund heute noch eine Folgewirkung haben oder
.während der Unterbringung dem Grunde nach sozialversicherungspflichtig gearbeitet
haben, ohne dafür Sozialversicherungsbeiträge erhalten zu haben.

Vor dem Hintergrund einer notwendigen Gleichbehandlung mit den Betroffenen aus
Einrichtungen der Kinder und Jugendhilfe halten die ~ Bundeskanzlerin und die
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder eine pauschale Geldleistung in Höhe
von 9. 000   für erforderlich. Darüber hinaus sollen Betroffene - für den Fall, dass
sozialversicherungspflichtig gearbeitet wurde und dafür keine Sozialversicherungsbeiträge
entrichtet wurden - eine Rentenersatzleistung erhalten. Diese soll bei einer Arbeitsdauer bis
zwei Jahre 3. 000  , bei einer Arbeitsdauer darüber hinaus weitere 2. 000   betragen. Bei
Uberschreitung des Stiftungsvermögens sollen Nachverhandlungen zur Finanzierung
stattfinden.

Die Stiftung wird durch eine Geschäftsstelle geleitet, die das Stiftungsvermögen verwaltet,
die Anmeldungen prüft und die Leistungen auszahlt.
Bundesweit werden _Anlauf- und Beratungsstellen für Betroffene eingerichtet, die die
Betroffenen bei der Sachverhaltsaufklärung und Anmeldung unterstützen. Die Anlauf- und
?.<^lungss^telle wird in Bremen durch das Amt für Versorgung und Integration Bremen
(AVIB) realisiert, das schon im ersten Fonds "Heimerziehung'in der Bundesrepublik in den
Jahren ̂ 1949 bis 1975" die direkte Arbeit mit den Betroffenen wirkungsvoll und kompetent
leistet. Auch eine aufsuchende Beratung ist vorgesehen.
Eine Anmeldung für Anerkennungs- und Unterstützungsleistungen der Stiftung ist in den
ersten drei Jahren, d. h. bis zum 31. Dezember 2019 möglich.

Vorgeschlagen wird, dass das Land Bremen seiner Verpflichtung, die aus der Geschichte
der_Heimerziehung und psychiatrischen Einrichtungen in den SOer'und 60er Jahren resultiert,
im Einklang mit den anderen Bundesländern nachkommt.

C. Alternativen

Werden nicht vorgeschlagen.



 

^=J:S==^=='-n~-för die Anlauf- und Beratungsstellen'ind"en LändernL
^ ̂£echASeun9en"fur Fachbeirat; o"ff9un^.. sarbei., Veranstaltungen u. a.

^T^^^SS^SC heAnerkennun8und

^.S^:^. vertra'SPartner" - e,ne. Ver.ögen von Insgesamt
Sn»enngsS^undesländern traflen Bund. ̂ er und Kirchen feweils e, n Drittel des
£=J^ud°?. ^ IBTue:.ea^enLT, rkrr^, b8J J"2?7e9%BremerTauf" 65T. '2100 C . VUDJeTeTei^äuLTf^btellu fe2.-^d!e_ge^ha^ Koste'n"füur
Vertragspartn^m'^'^lend^ ^e^ B^t^^S^ILfunf3Jahrenx'wn'lde^
Stiftung am '1 Januar 2UOlTU

C" cl"le"lg8n betra9e sind 2ahlbar in Raten, die beim Start der

in 2017 25%
in 2018 15%
in 2019 25%
in 2020 15% und
in 2021 20%

i'nhZÂ ;esn(200^traSr^r den Bremen Anteil verteilen -* ^ gesehen Kcs.en

. 2017: 162.802  

. 2018: 97.681  

. 2019: 162.802  
2020: 97.681  

. 2021: 130. 242  

-
einzuzahlen^^'"""' uw lul9enaen Haten sind bis zum 1. Juli des jeweiligen" Jahres1

E. Beteiligung / Abstimmung
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G.

2.

3.

4.

Besc h l ussvorsch lag

Der senat stimmt dem Entwurf der Satzung der Stiftung "Anerkennung und Hilfe" in
der Fassung der Anlage zur Kabinettvorlage der Minis'terin für ArbeiF und" Soziales
vom 19. 10. 2016 zu.

5"v?-e. na_tl?. r"?-für_soz, iales' JU9end. Frauen, Integration und Sport wird ermächtigt,
die Verwaltungsvereinbarung über die Errichtung eines Hilfesystems für Menschen,
die als Kinder oder Jugendliche in den Jahren 1949 bis "1975 "(BundesreDublih
Deutschland, Lbzw; 1949 , bis 1990 (DDR) in stationären" EinrTchtunge'rTde'r
Behjndertenhilfe oder in stationären psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht
erfahren haben, einschließlich der Satzung der Stiftung "Anertennunc]-und"Hilfe:zu
unterzeichnen.

Dersenatbitt. etd.iesenato''in für soziales- Jugend, Frauen, Integration und Sport,
?n Voraussetzungen für die vom Land Bremen zu leistenden

Einzahlun9en !n diestiftun9 im Haushalt 2017 und im Haushaltsplan 2018/19 und
2020/21 im Rahmen ihrer Ressorteckwerte sicherzustellen.
Der"senat^beschließt. die weiterle'tung der Verwaltungsvereinbarung an die
Bremische Bürgerschaft (Landtag) mit der Bitte um Kenntnisnahme'derZeic
des Landes Bremen.

Anlagen
^ Satzung der Stiftung mit Übersicht der Schätzung der Gesamtkosten der Stif
2.Verwaltungsvereinbarung
^Anteile der einzelnen Länder an den geschätzten Kosten der Stiftung "Anerkennung und



Standvom19. 10.2016

Satzung
der Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

Gemäß Artikel 1 Absatz 4 der Vereinbarung (im Folgenden: Verwaltungsvereinbarung)
über die Errichtung eines Hilfesystems für Menschen, die als Kinder oder Jugendliche'
in den Jahren 1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis 1990 (DDR)
in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationären psychiatrischen
Einrichtungen Leid und Unrecht erfahren haben (Stiftung .Anerkennung und Hilfe"), be-
schließen die Vereinbarungspartner die Satzung der Stiftung "Anerkennung und Hilfe":

§ 1 - Name / Sitz / Errichter

(1) Die Stiftung führt den Namen "Stiftung Anerkennung und Hilfe".

Die Stiftung kann darüber hinaus auch folgenden Zusatz führen:
"Stiftung zur Anerkennung und Hilfe für Menschen, die als Kinder und Jugendli-
ehe in der Zeit von 1949 bis 1975 (Bundesrepublik Deutschland) bzw. 1949 bis
1990 (DDR) in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe oder in stationä-
ren psychiatrischen Einrichtungen Leid und Unrecht erfahren haben".

(2) Sie hat ihren Sitz in Berlin, wo der Lenkungsausschuss als Steuerungs- und
Kontrollorgan der Stiftung tagt (vgl. § 4 Absatz 5).

(3) Errichter der nichtrechtsfähigen gemeinnützigen Stiftung des Privatrechts in der
Sonderform der Verbrauchsstiftung (im Folgenden: Stiftung) sind

a. die Bundesrepublik Deutschland (im Folgenden: Bundesregierung),

b.

c.

die Länder Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-PfaIz,
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Hölstein sowie die Freistaaten Bay-
ern, Sachsen und Thüringen und die Freien Hansestädte Bremen und
Hamburg (im Folgenden: Länder),

die Evangelische Kirche in Deutschland, vertretend zugleich die Diakonie
Deutschland - Evangelischer Bundesverband / Evangelisches Werk für
Diakonie und Entwicklung e. V, und die (Erz-) Bistümer der Katholischen
Kirche im Bundesgebiet, vertreten durch den Verband der Diözesen
Deutschlands, vertretend zugleich den Deutschen Caritasverband und die
Deutsche Ordensobernkonferenz (im Folgenden: Kirchen).

§ 2 Gemeinnützigkeit

(1) Die_Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtäti-
ge Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgaben-
Ordnung.



(2) Zweck der Stiftung ist

a. die Förderung der Hilfe für Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten
(im Sinne des § 52 Absatz 2 Nummer 10 AO),

b. die Förderung von Wissenschaft und Forschung (im Sinne des § 52 Ab-
satz2 Nummer 1 AO),

c. die Förderung der Unterstützung von Personen, die infolge ihres körperli-
chen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewie-
sen sind (im Sinne des § 53 Nummer 1 AO)

(3) Der Stiftungszweck wird verwirklicht durch

a. Benennung und öffentliche Anerkennung des in stationären Einrichtungen
der Behindertenhilfe und in stationären psychiatrischen Einrichtungen erlit-
tenen Leides und Unrechts (§ 2 Absatz 2 a. und c. ),

b. Durchführung von wissenschaftlichen Veranstaltungen und Forschungs-
vorhaben (§ 2 Absatz 2 b. ),

c. Vergabe von Forschungsaufträgen und zeitnahe Veröffentlichung der For-
schungsergebnisse (§ 2 Absatz 2 b. ),

d. persönliche Gespräche und individuelle Anerkennung der Geschichte und
Erlebnisse der Betroffenen in den Anlauf- und Beratungsstellen (§ 2 Ab-
satz2a. bis c.),

e. eine einmalige pauschale personenbezogene Geldleistung zur selbstbe-
stimmten Verwendung in Höhe von 9. 000 Euro als Anerkennung des erlit-
tenen Leides und Unrechts, sofern aus diesem Grund heute noch eine
Folgewirkung besteht und daraus die persönliche Hilfebedürftigkeit resul-
tiert(§2Absatz2a. undc. ),

f. einen pauschalen einmaligen Betrag als Ausgleich für entgangene Ren-
tenansprüche bei sozialversicherungspflichtiger Arbeit von bis zu zwei
Jahren in Höhe von 3. 000 Euro, bei sozialversicherungspflichtiger Arbeit
von mehr als zwei Jahren in Höhe von 5. 000 Euro (§ 2 Absatz 2 a. und c.)
zur Anerkennung des erlittenen Leides und Unrechts.

(4) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

(5) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Errichter nach § 1 Absatz 3 erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln
der Stiftung. Sie erhalten bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalan-
teile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück.

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.



§ 3 - Stiftungsvermögen / Rechtsstellung der Begünstigten

(1) Zur Erfüllung der Stiftungsziele und -zwecke statten die Erhöhter die Stiftung mit
Vermögen aus. Näheres ergibt sich aus Artikel 4 der Verwaltungsvereinbarung.

(2) Das Stiftungsvermögen darf nur für die Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke
verwendet werden Es ist beabsichtigt, innerhalb von fünf Jahren den Stiftungs-
zweck zu verwirklichen.

(3) Es handelt sich um freiwillige Leistungen. Den durch die Stiftung Begünstigten
steht aufgrund dieser Satzung ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung
nicht zu.

§ 4 - Lenkungsausschuss

(1) Der Lenkungsausschuss besteht aus bis zu zwölf Mitgliedern. Er setzt sich zu-
sammen aus:

a. drei von der Bundesregierung zu benennenden Mitgliedern,

b. drei von den Kirchen zu benennenden Mitgliedern, wobei alternierende
Besetzung möglich ist,

(2)

(3)

c. drei von den Ländern zu benennenden Mitgliedern, wobei alternierende
Besetzung möglich ist,

d. drei vom überregionalen Fachbeirat zu benennenden Mitgliedern.

Eine Vertretung durch ein anderes Mitglied oder durch einen Vertreter der ent-
sendenden Stelle ist zulässig. Bedienstete der Geschäftsstelle sind von der Mit-
gliedschaft im Lenkungsausschuss ausgeschlossen.

Die Amtszeit der Mitglieder des Lenkungsausschusses beträgt fünf Jahre. Sie
bleiben im Amt bis eine Nachfolge bestellt ist. Die Mitglieder'des Lenkungs-
ausschusses können von der entsendenden Stelle jederzeit abberufen werden.
Die entsendende Stelle benennt für den Rest der Amtszeit eine Nachfolge,
wenn ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit ausscheidet. Für die vom überregio-
nalen Fachbeirat benannten Mitglieder gilt § 7 Absatz 2.

Die Mitglieder des Lenkungsausschusses erhalten keine Aufwandsentschädi-
gung aus der Stiftung. Die Auslagen der Mitglieder tragen die jeweiligen ent-
sendenden Stellen. Angemessene Auslagen der vom überregionalen Fachbei-
rat benannten Mitglieder, die durch die Teilnahme an den Sitzungen des Len-
kungsausschusses entstehen, werden in entsprechender Anwendung des Bun-
desreisekostengesetzes aus der Stiftung ersetzt.

(4) Den Vorsitz hat das vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales benannte
Mitglied, die Vertretung übernimmt das vom Bundesministerium für Gesundheit
benannte Mitglied. Der Vorsitz nimmt für den Lenkungsausschuss die Vertre-
tung der Stiftung nach außen wahr (§ 5 Absatz 2 c.)

(5) Der Lenkungsausschuss tritt bei Bedarf, mindestens einmal jährlich, in Berlin



zusammen. Er rst einzuberufen, wenn mindestens zwei Errichter dies verlan-
gen. Er gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 5 - Aufgaben des Lenkungsausschusses

(1) ?.e^ l-enkun9sausschuss nimmt die Aufgaben der Steuerung und Kontrolle der
?^g-Iür_die Errichter wahr-Eine zentrale Aufgabe ist es,1n G'rundsat'zange-
!!?enh^i!en, zu entscheiden unddie Leitlinien für'die Anlauf- und Beratungs^tel-
len und die Leistungsrichtlinien für die Erbringung von Leistungen festzulegen.

(2) Zu den Aufgaben des Lenkungsausschusses gehören insbesondere:

a. die Überprüfung der Mittelvergabe nach bundeseinheitlichen Maßstäben.

b. die Beschlussfassung über Härtefälle und Einzelfälle mit besonderer Be-
deutung,

c. die Vertretung der Stiftung nach außen,

d. die Beschlussfassung über die von der Geschäftsstelle zu berichtenden
Informationen,

e. die Beschlussfassung über die Öffentlich keitsarbeit der Stiftung,

f. Empfehlungen an die Errichter zur Auflösung der Stiftung,

9' clieGerlehmi9unQ des jährlichen Wirtschaftsplanes der Stiftung, die Be-
schlussfassung über die unterjährig bzw. überjährig vorgezogene Anforde-
IAUn.9. v.on Einzahlun9en> die Beschlussfassung über die'Verringerung bzw.

.

Aussetzun9 yon"Einzahlungen, die Beschlussfassung zur EinleituiTg'un-
verzüglicher Maßnahmen zur Absicherung der Zahlungsfähigkeit der'Stif-
tung bei Liquiditätsproblemen,

h" dLe-,ES?schlussf^ssun? über die ErsetzunQ einer unwirksamen Bestimmung
und über eine Veränderung oder Ergänzung der Satzung,

i. die Beschlussfassung über das Aussteuerungskonzept der Stiftung.

§ 6 - Beschlussfassung im Lenkungsausschuss

(1) Die Mitglieder des Lenkungsausschusses haben folgendes Stimmrecht:

a. die von der Bundesregierung entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,

b. die von den Kirchen entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,

c. die von den Ländern entsandten Mitglieder haben drei Stimmen,

d. die von dem überregionalen Fachbeirat entsandten Mitglieder haben drei
Stimmen.



Die Stimmen können einzeln abgegeben werden.

(2) Der Lenkungsausschuss ist beschlussfähig, wenn drei Viertel der Mitalie
anwesend sind; Abwesende Mitglieder können ihr Stimmrechtauf einaanderes
anwesendes Mitglied oder eine anwesende Stellvertretung ub'ertragen"

(3) D,er"Lenkungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit einer drei Viertel-Mehrheit
i; Eine Entscheidung ist nur dann gültig, wenn keiner der Errichter

geschlossen dagege.n. stimmt Die Abstimmung"erfolgt offen. Au'f'Antraaeines"
l schriftlich Beschlüsse über die Aufgaben

nach § 5 Absatz 2 g. bis i. fassen ausschließlich die von den E-rrichte?n"in"den
Lenkungsausschuss entsandten Mitglieder. Sie fassen'diese Beschlüsse ein'-'

(4) B,eschlussekönnen auch im Umlaufverfahren (in Textform) erfolgen, wenn alle
Lenkungsausschusses mit der Art und Weise der Beschlussf äs"

sungelnverstancien sind- _Dies 9"t nicht für Empfehlungen an die Errichte'r'zur'
Auflösung der Stiftung (§ 5 Absatz 2 f. ).

§ 7 - Fachbeirat

(1) ?er_überreclionale Fachbeirat besteht aus bis zu neun ehrenamtlichen Mitalie-
i. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Fachbeirat setzt sich zusammen ̂ us:

a- dreij3etroftenen, die eine Anerkennungs- und UnterstützunQsleistuna aus
der Stiftung erhalten können,

b. drei Interessenvertretern/innen und

c. drei Sachverständigen.

Eine Vertretung durch ein anderes Mitglied ist zulässig.

(2) Dle Amtszeit der Mit9'ieder des überregionalen Fachbeirates beträQt fünf Jahre.
Lblelben. iTAmt' bls Nachfolger bestellt sind. Das Vorschlagsreäi"für dTe"

_und Abberufung der Mitglieder des Fachbeirats üben'''die Errichter'
aus-D_ie. Bel'ufung und Abberufung erfolgt durch die Bundesmin^terinfürA'rbeit

(3) Der überregionale Fachbeirat trifft sich bei Bedarf, höchstens viermal jährlich
(4) Der überregionale Fachbeirat wählt aus seiner Mitte mit absoluter Mehrheit sei-

nen Vorsitz und dessen Vertretung. Er entsendet seinen Vorsitz, dessen Vertre-
tung und ein weiteres aus seiner Mitte mit absoluter Mehrheit gewähltes Mit-'
glied in den Lenkungsausschuss.

(5) Die Mitglieder des überregionalen Fachbeirats erhalten keine Aufwandsent-
^ Angemessene Auslagen, die den Mitgliedern durchi die Sit

entstehen, werden in entsprechender Anwenduna des Bun-
desre;sekostengesetzes aus dem Stiftungsvermögen ersetzt" Füi:ld:ie"ehrena'mt-

; der in den Lenkungsausschuss entsandten Mitglieder gilt §4 Absatz
3.



f.i.n.Tien_tr-al_e Auf9abe des überregionalen Fachbeirats ist es, den Lenkungs-
^USJSU SS ?J Emze1' und. Grundsatzfragen im Zusammenhang mit der Stiftung
fachlich zu beraten und die Anlauf- und Beratungsstellen mit seinem" Exoerten"
wissen zu unterstützen.

(7) Der überregionale Fachbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 8 Regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen

(1) Die Länder errichten regionale qualifizierte Anlauf- und Beratungsstellen.

(2) Zu den Aufgaben der Anlauf- und Beratungsstellen gehören insbesondere:

a. mit den Betroffenen (ggf. aufsuchend vor Ort) Gespräche zu führen, sie
?!L?-e-r i^ic!_uellen Aufarbeitung des während der Ünterbringung'in'sta^
onarcn^Einrichtungen cler Behindertenhilfe bzw. in stationären psych'iatri-
sehen Einrichtungen erlittenen Leids und Unrechts zu unterstützen' siebis
zum Abschluss des Verfahrens qualifiziert zu beraten und bei'der'Anmel^
düng auch durch Hilfe bei der Recherche nach Unterlagen ~undAkien"be-
hilflich zu sein,

b. sie im Hinblick auf die Angebote und Leistungen der Reaelsysteme und
anderer Hilfesysteme zu beraten,

c. die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen zu prüfen (Art. 2 der Verwal-
tungsvereinbarung),

d. die Glaubhaftmachung zu beurteilen (Art. 2 der Verwaltungsvereinbarung),
e. über die Zugangsvoraussetzungen und die Glaubhaftmachuna zu ent-

scheiden und die Entscheidung zu dokumentieren,

f. der Geschäftsstelle monatlich die Anzahl der Vorsprachen, die-Anzahl der
.

verembarten-Be. ratLlngsges.präche und die Anzahl der Anmeldungen'sowie
weitere zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Informationenrmtzuteilen"

g. an regelmäßigen Erfahrungsaustauschen mit anderen Anlauf- und Bera-
tungsstellen teilzunehmen,

h. die Kommunikation mit den Betroffenen zu führen.

§ 9 - Geschäftsstelle

(1) Das B.un.d_esministerium für Arbeit und soziales (Stiftungsverwaltung) verwaltet
äs Stiftungsvermögen getrennt von eigenem Vermögen. Hierzu errichtet die

zeitlich befristet eine Geschäftsstelfe.

(2) ALIfgabe.der Geschäftsste"e ist es, das Stiftungsvermögen nach Maßgabe die-
ser öatzung,_ der Leistungsrichtlinien sowie der Beschlüsse des Lenkunasaus-

, auf der Grundlage des Wirtschaftsplanes auszuzahlen. Ferner solTsie



den. Kontakt und Austausch mit den Anlauf- und Beratungsstellen pflegen sowie
zu einer möglichst bundeseinheitlichen Beratungspraxis geben.

(3) Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören insbesondere:

a. die Verwaltung der Stiftung,

b" die Auszahlun9 der Unterstützungsleistungen nach Maßgabe dieser Sat-
zung, der Leistungsrichtlinien sowie der Beschlüsse des Lenkunasaus-
Schusses,

c. die Prüfung der von den regionalen Anlauf- und Beratungsstellen bearbei-
tetenuncf positiv entschiedenen Anmeldungen auf Schlüssigkeit undTdie
Entscheidung über die Mittelvergabe nach~bundeseinheitlichen'Maßstä^
ben,

d" dle Erstellun9 eines Jährlichen Berichts mit einer Vermögensübersicht in
-!LFle?? innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des jeweiligen Ge-
schäftsjahres zur Vorlage im Lenkungsausschuss,

ei ?.ie. E.rs,tell^g von Quartalsberichten über die Liquidität der Stiftung für das

Lau-f^n?eJ?r, s?wie eines Berichts zur Liquiditätsbedarfseinschäteung'fu'r
das folgende Jahr zur Vorlage im Lenkungsausschuss,

f' ?ie-EI'???llung, v.°? monatlichen Berichten über die Anzahl der Vorspra-
chen, die Anzahl der vereinbarten Beratungsgespräche und die'AnzahTder
Anmeldungen bei den Anlauf- und Beratungsstellen und die vom Len-
kungsausschuss beschlossenen Informationen zur Vorlage im L'enkunQ's-
ausschuss (§ 5 Absatz 2 d. ),

g. die Organisation regelmäßiger Erfahrungsaustausche der Anlauf- und Be-
ratungsstellen (§ 8 Absatz 2 g. ),

h. die Umsetzung der Beschlüsse des Lenkungsausschusses,

i. die Erstellung von Vorlagen zu den jeweiligen Sitzungen des Lenkunas-
ausschusses,

j. die rechtliche Vertretung in Gerichtsverfahren

Der Geschäftsstelle können weitere administrative Aufgaben durch den Len-
kungsausschuss übertragen werden.

Der Bundesrechnungshof prüft gemäß § 93 BHO die Geschäftsstelle der Stif-
tung' lm. Rahmen clieser Prüfung darf die Geschäftsstelle Unterlagen der An-
lauf- und Beratungsstellen anfordern.

(5) Die Geschäftsstelle hat keine Weisungsbefugnis gegenüber den regionalen An-
lauf- und Beratungsstellen.

(6) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)

(4)



§ 10 - Anrechnung von Leistungen

(1) lm_ ̂n-zelf-al^an Betroffene zu demselben Zweck von den Kirchen gezahlte Leis-
tungen werden auf den gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verwaltunasvereir
zu leistenden Anteil der Kirchen angerechnet. Dies sind keine'3
aus dem Vermögen der Stiftung an die Errichter im Sinne von §2Absatz'5S°atz

(2) Die Anrechnung erfolgt jährlich auf die nächste Rate der Kirchen.

§ 11 - Beendigung der Stiftung

(1) Die Stiftung endet mit Verwirklichung der Stiftungszwecke voraussichtlich in fünf
^a-hTn;, Die.Em,chter. könnenvorher~aufEmPfeh^n9desLen^

Auflösung der Stiftung beschließen,wenn die Umstände es "nicht'mehFzu"
lassen, die Stiftungsziele und -zwecke dauerhaft und nachhaltig zu erfülien.

(2) Be'_Auflosung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbeaünstic
zweckefällt_das vermö. Qen der Stiftung an'teilig entsp rech end'der gemäß Art?kel
i ?eAr.y?.rw?tu,n_gsvereinb.al'ung einQezahlten "Beitrage an die"ErrTchter"gemäß
§J -Absatz_3',. clie es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, miTdtäti-
ge.oder_kirGhliche zweckezu verwenden haben. Die in § 1 AbsatzTgenannTen
personenerhalten bei Auflösun0 °der Aufhebung der Stiftung oder bei
steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten KapitalanteileL'nd
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück.

(3) Die Abwicklung der Stiftung führt die Bundesregierung durch das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales eigenständig durch. "Die hierfür entstehenden
Kosten tragen die Errichter zu gleichen Teilen.

§ 12 - Beteiligung des Finanzamtes

o^??^ü^e_r-s_atz^ng, sänd^rungen und der Beschluss über die Auflösung der
Stiftung sind dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Für Saizungsanderun?ien, ' die

i Zweck der Stiftung betreffen, ist die Unbedenklichkeitsbeschern iaunadeTFi-'
nanzamtes einzuholen.

§13-lnkrafttreten

(1)

(2)

(3)

Diese Satzung tritt in Kraft mit der Unterzeichnung der Verwaltunasvereinba-
rung durch die Vereinbarungspartner.

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sein oder werden.
wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht'berührt. Die"von
den Errichtern in den Lenkungsausschuss entsandten Vertreter werden in die-
sem Fal!die unwirksame Bestimmung durch eine andere ersetzen"die" dem

und Zweck der weggefallenen Regelung am ehesten entspricht.

Änderungen oder Ergänzungen der Satzung bedürfen der Schriftform.



Übersicht der Schätzung der Gesamtkosten der
Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

4-Pfltoa
2020 Guamt

Schätzung der Kosten für die Anlauf- und Beratungsstellen
Kosten für die Leistungen zur Beratung und für die Vermittlung der Leistungen insgesamt

Kiwten Rr A»htenri>«i»f
Gehälter (AG-Brutto)

z. BLDol me bther und weiterer Astisterubedarf

IteisekostenderA+B-StcBen für die aufeuchende Beratunut;

sten für sachliche VerwaItungMuseaben (Gachäfbbedarf und KommunikaKc
GeriltpAusstataiogi.geBEns ta nde, Software, Wartung, Mieter», Aus-und Fortb(ldu»<,|

Dfenstleistungen durch DTfH^veririschte und nicht aufteilbarerichNehel
VerwalluneMUSBaben)undfürlr»vestitk>nen(kldneUin. undE»werttfungsbaut

In AnwenAngder Sachkostenansäüe des BMF (Stand; il. Mai 20ie)l

MoUtlir/Hardware

035. «X<

1SWOC

MC.OOOC

4JS2. 17IC

25. 000  ,

320-OOOC

4.779.7a7Cl

IS.OOOt

320LOOO |

2S.OOO(

320X00<l

5. 2M. 7KC

ZSjOOOC

3MODO(]

Schätzung der sonstigen Aufwendungen
B. Kosten Kr Fachbeirat, öf<intiichkeitufbdt. Machb. irkEitwtudte,!

V.;.«.i,,,,,':r;'vo7b,̂ , l"5^»;|'s*-o«wo(| l".«OOW<|2MMO»c| Ui.UMOC | . lU.m«« | 1M.O»...,

Schätzung der Kosten für die Gesch/if^cvtaiie

Itot?», für sachliche VwwaltungsausffibenfGeMhäftsbedarf und Kümmunikal
äle. Ausstattungsgegeretände, Software, Wartung, Mieten, Aus- und Rirtbildurs,;

UensUeiitiineen durch Drftte. vermi sehte und ntehtauftelllurerichliche l
Verwallungsausgaben) und (ur hwKKtonm (Urine Um-und Eiwciterur<sbauten)|

inAniycndung der SachkostenansltMdMBMFfStaind: U, Mai 2016)1
Info-Hotline für äDEemfne Anfrawnvon Betrofleoenl

iMlh, /H. "r".

Kosten für wissenschaftliche Aufai

Wssenscha fUicbe Aubrbdtung

Öffentliche Amrkennu r«

[
Schätzung der Kosten f Dr die Unterstützungsleistungen

^^Trr^^^^^ls^i^Sourr^s^^^^lsh -^"Bn'id^^M'^" ̂ ^^^

hBge5amt|PauBdultGetdleiMung)|

dawn ntiterheblfchem Arbcitselnsab (ziuügllch Renttnersatddstung)
48.260

3.758

Atunc« d«r aitb»c bri Anrnhn» «fnw AonddhqtBto i

hsfiesamt (Pauschale Gddcjrtungll

divonmJterhtblKhemArbdtMifBatzfitE-üglkhRentcnereabfristurt)

Anteile von Bund, Ländern und Kirchen an den geschätzten Kosten der
Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

"-T"' .fW

Antou f. und Bfatunfrtrikn

Leistungen zur Beratung (75 K)

VefmMung dw Lelatungan (25 %)

3on*tl0< Auftwndung«!

QochiftettoR*

Wlt-radTfUtehe Aufarbritung und Blhnüteha AnwkefMiung

KW.-C

lUftNK

t06. <67t]

E61.(C7£|

'wl
S4Xf

".Il

1/3
VK

-/a
1/12

41106C67C]
10.065 417  |

3.4*0. 673  |
asa. 7aa<|

StMimtl

IBwnwkupfl;

ISS^^rS2eU^KS""etal!w":*ltp""'lb*T*!°*"<' l""'b"*c"*g1' »1"B«" »"»o KoaUnriktonn «Inda.B. von dui zu »mirtend«, F.llltahton und Am SchwteflglrtBgrad d«r Bcrtx-ltin «urnruid der



Anlaee 2

Anteile der einzelnen Länder an den geschätzten Kosten der
Stiftung "Anerkennung und Hilfe"

Aiitauf. mul Bmtim«nt«lhn

fnafitonfn
Ktolltt. fnT

SchUtul in»

h-nttnf
ChwohfKmW n«w

lii.u ini»

L.inmimnrMntunt Vmlnlimt <«r Lntfunicn Sonrtif Aufwfldun»»n SMchtniiffi« WltKn«ch«ttllch«»ufart)dtuii|
und öff.mbd- Annkuinun«

6E5AMTKOSTCN DER LÄNDER

4L;

Bcrln
Baden-Württemberi
Bv/em

Htmburi
Ntedersachsen

Nordrtinn.WKtftkn
Rhdnlind-Pfal;
Schteiwi» Hoktdn
Srrl.nd
BrwwtenbUT'g
Mecktenburi-Vorpwnmwn
S.disin
Sachsen-Anhdt

Th0rin(en

2,79aBK|
15,3M12X|
U,05<42»1

1,29769t:
9,UU4%|
3, 16602K|

ll. Z6988%|
27,19U3%|

5,77578X1
4, uaoBx|
1.7U35XI

i.ua.au
t.330.0<5
J.MSTO

533.437
3.77I.2U
1.301.445
4.t32.t72

11.177.4W
2. 374. 222
1.705.105

703.47»
u.uaxm]
ll. MOOOSl
n.umoxl
i?, »aooo%l

lt, WCÜ%i
100X

MD
MKLtn

»7.2- 
535. W3I
(28 415  
45161C

3U.M7C
I10.1MC
352.2MC
»WU5 
20L035C
144 J7« t
5S566C

uu.iac
t.Kl.SUC
ll. i2t.532 C

7. 1M.7M C
t.5t2.1t2 C

40.2tl. tt7 C

DO»
....«..IS«

MD
l.WUNC

W644C
2«7.»6 
314.208  

22.514 C
159 95t (
55 am c

196. 134C
473.222 <
100.518 C

72. 18» 
297»i 

5S3.704C
412.011 <

LOt9. CIZK

tl4.»21<
MO.SUt

1.4».154(

DO«
i.'mwt

MD
numt

6.59»  
M.353C
42.622  
3064C

21638 (
7.474  

26.605  
64.1S2C
13.635  
3.792 C
4040C

27t. B2 
ZOt.CKBC
S0».511 C
307. 460 <

l»3flt
1.7U577 C

MM
au» c

BRD
».407 .M» I

95.236 C
52U86C
615. 158C
U.215C

313.168C
107.874  
383.992  
926.479  
196.7MC
14L333C
58.310  

37.55SG
27.Mt 
ti. ll5 
41.707t
M.021C

233.259  

DDR
l.MCMlt

BRD
211.2MC

5.90SC
32.532  
38.U2C

2.741  
19.417  
6.689  

23.809  
57.44SC
12.202 £
8.7G3C
3.61SC

M2.023  
403. 3 U  

W7.52<  
t01.M»(
54t.7M 

DDI
20».740C

1.402.639t
7.727.626  
9.060.115 C

651 210  
4.61U72C
1.588.780  
5.655.UOC

13.645.Z73C
2.898.W7C
2.081.560 C

85». 7941
33,<07(
25.007  
61.150C
37.323t
34,025  

7.925.869  
5. 897. 634 C

14.S86.5S2t
8.802.145 C
8.024.327 C


